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schaftsinstrumente des kapitalistischen Staates 
sind. Jede einzelne der bisherigen militärischen 
Interventionen wurde zur Festigung bezie-
hungsweise Erneuerung des kapitalistischen 
Akkumulationsregimes durchgeführt. Der Mi-
litärputsch vom 12. September 1980 diente 
der Verschiebung der Kräfteverhältnisse zu-
gunsten des türkischen Kapitals. Um das neoli-
berale Akkumulationsregime zu verankern, 
musste der gesellschaftliche und gewerkschaft-
liche Widerstand gegen das Strukturanpas-
sungsprogramm des IWF vom 24. Januar 1980 
gebrochen werden. Der Putsch diente der 
Wahrung der Interessen der gesamten Bour-
geoisie der Türkei in Abstimmung mit den im-
perialistischen Mächten. Mehr noch: Es war 
die »kemalistische und laizistische« Militärjun-
ta, die dem politischen Islam den Weg ebnete, 
um die linke Opposition zu bekämpfen.

Mit den AKP-Regierungsjahren ab 2002 
begann nicht »ein konsequenter Kampf für die 
Erweiterung der demokratischen Grundrechte 
und die Stärkung des Rechtsstaats«, wie Ekinci 
meint, sondern ein Prozess, der das in die Kri-
se geratene bürgerliche Gefüge zu restaurieren 
und die schwindende Zustimmung für das 
neoliberale Akkumulationsregime – erneut un-
ter der Ägide des IWF – wiederherstellen soll-
te. Die AKP trägt seitdem maßgeblich den  
autoritären Neoliberalismus, sie ist die gesell-
schaftlich-politische Akteurin der kapitalisti-
schen Ausbeutung, die die Wahrung der Ge-
samtinteressen der Bourgeoisie – sowohl der 
Monopolbourgeoisie als auch anderer Fraktio-
nen – garantiert.

	 Kemalistischer Laizismus ist 
nicht Säkularismus

Die AKP ist eine reaktionäre Partei, eine kon-
servative politische Formation, die als Koaliti-
on unterschiedlicher Strömungen des politi-
schen Islam gegründet wurde, sich inzwischen 
aber von einem erheblichen Teil ihrer Grün-
dungsmitglieder getrennt hat. Ihre Ideologie 
gründet auf der »türkisch-islamischen Synthe-
se«. Dabei benutzt die AKP den kemalisti-
schen Laizismus so wie alle anderen Parteien 
vor ihr auch. Der kemalistische Laizismus hat 
von Anfang an, trotz aller Aufklärungsverspre-
chen und einiger aufklärerischer Reformen, 
nie einen wirklich säkularen Staat etabliert.

Staat und Religion wurden nicht voneinan-
der getrennt, sondern es wurde eine Staatsre
ligion etabliert, die absolute Wahrheiten ver-
kündet. Insbesondere mittels der zentralis- 
tischen Religionsanstalt »Diyanet« wurde eine 
offizielle Staatsreligion auf der Grundlage der 
sunnitischen Interpretation des Islam einge-
führt, mit deren Hilfe die kapitalistische  
Ausbeutung legitimiert, gesellschaftlicher Wi-
derstand und insbesondere Kämpfe der Arbei-
terInnenklasse im Keime erstickt werden soll-
ten. Die AKP nutzt die vom kemalistischen 
Regime aufgebauten Strukturen, um den In-
halt der Staatsreligion zu bestimmen und ihre 
Macht zu festigen.

Das Regime ist dabei, eine Islamversion 
sunnitisch-salafistischer Prägung einzuführen, 
die keinen anderen Glauben neben sich dul-
det, mit der aber auch der Neoliberalismus 
und ein Almosenregime geheiligt werden. Ge-
nau aus diesem Grund besteht zwischen der 
türkischen Bourgeoisie und dem autoritären 
Religionsverständnis kein grundlegender Wi-
derspruch. Diese Feststellung schließt nicht 
aus, dass es Reibungen zwischen der Regierung 
und Interessenverbänden der Bourgeoisie oder 
einzelnen Unternehmern bis hin zu Enteig-
nungen geben kann. Solche Reibungen sind 
jedoch der Normalfall im Kapitalismus, ihnen 
unterliegt die kapitalistische Konkurrenz, die 
immer auch mit politischen Mitteln ausgetra-
gen wird.

Wenn Ekinci nun meint, die Religion sei 
die »Grundideologie« der AKP, dann meint  
er etwas vollkommen anderes als eben ausge-
führt. Kemalistische und liberale Lesarten, die 
allein den religiös-reaktionären Inhalt der AKP 
als Problem ausdeuten, verstellen den Blick auf 
die Klassenbasis der AKP beziehungsweise des 
politischen Islam. Denn die reaktionäre Welt-
anschauung, die nationalistische Rhetorik der 
AKP sind der konkrete Ausdruck ihres bürger-
lichen Charakters. Ihrer Programmatik nach 
ist die AKP eine bürgerliche Partei, eben eine 
ziemlich reaktionäre und aggressive.

Sinngemäß adaptiert stimmt Marx‘ Aus-
spruch noch immer: Der herrschende Glaube 
ist der Glaube der herrschenden Klasse.

	Bürgerliche Reaktion

Das AKP-Palast-Regime ist nicht auf dem 
Weg, eine »Neue Türkei« zu gründen, sondern 
das mit der Militärdiktatur durchgesetzte neo-
liberale Akkumulationsregime zu vertiefen. 
Die AKP hat weder »demokratische Grund-
rechte erweitert«, noch »vorkapitalistische 
Strukturen installiert«. Sowohl das Präsidial-
system als auch der Ausnahmezustand wahren 
die Interessen der Monopolbourgeoisie, aber 
auch anderer inländischer wie ausländischer 
Fraktionen [2]. Die eigentliche Verneinung 
der Identität würde eintreten, wenn die Bour-
geoisie sich dem Ausnahmezustand und den 
Dekreten entgegenstellen würde.

Dass das Regime immer autoritärer wird 
und sogar die Gefahr einer faschistischen Dik-
tatur nicht von der Hand zu weisen ist, liegt 
nicht daran, dass das Regime von sich aus zur 
Allmacht drängt. In Krisenzeiten, wenn sich 
die Klassengegensätze verschärfen, Fraktions-
kämpfe zunehmen, am Horizont sich größere 
Krisen zusammenbrauen, wird die Entkernung 
der bürgerlichen Demokratie, der Autoritaris-
mus oder gar eine faschistische Diktatur zur 
Option, um die Kontinuität der Akkumula
tion zu gewährleisten.

Die globale Überakkumulationskrise, die 
Schwankungen der Weltkonjunktur, ökologi-
sche Zerstörung, Migrations- und Flüchtlings-
bewegungen, militärische Konflikte führen 
nicht nur in privilegierten Regionen der Welt 

dazu, dass sich Chauvinismus verbreitet, rassis-
tische und rechtspopulistische Parteien Zulauf 
bekommen und autoritäre Entwicklungen ver-
stärkt werden.

In einem semi-peripheren Land wie der 
Türkei, wo strukturelle Abhängigkeiten zu den 
kapitalistischen Akkumulationszentren beste-
hen, wirken kapitalistische Krisentendenzen 
stärker. Auch vor der AKP war die Türkei au-
toritär verfasst, mit ihr nimmt die Entwick-
lung aber eine totalitäre Form an. Die Gezi-
Proteste und der Kampf der kurdischen 
Befreiungsbewegung zeigen aber, dass jederzeit 
mit Widerstand zu rechnen ist. Die totalitäre 
Entwicklung ist daher kein »anachronistisches 
Abenteuer«, sondern eine bürgerliche Reaktion 
auf Krisen und Kämpfe.

	Prioritäten ohne Illusionen

Unter den gegenwärtigen Bedingungen ist die 
Nutzung eines jeden fortschrittlichen Ansatzes 
für den Aufbau eines breiten gesellschaftlichen 
Bündnisses eine immense strategische Heraus-
forderung. Jeder Schritt, wie klein er auch sein 
mag, wie sehr er auch aus den Widersprüchen 
im Machtblock hervorgeht, muss genutzt wer-
den, und zwar auch dann, wenn er von bür-
gerlichen Kräften ausgeht, ohne aber die Illu
sion zu nähren, dass Demokratie ursächlich 
von der Bourgeoisie ausgehen könne.

Trotz grundsätzlicher Kritik an der bürgerli-
chen Demokratie und an liberalen Freiheiten 
ist aber deren Stellenwert anzuerkennen. Nicht 
die bürgerliche Demokratie an sich ist eine Il-
lusion. Sie ist ein Ergebnis von Kämpfen, die 
weitergetragen werden müssen. Heute müssen 
bürgerliche Grundrechte, Presse-, Meinungs- 
und Organisationsfreiheiten, gewerkschaftliche 
Rechte, eine säkulare Wissenschaft auch gegen 
die Bourgeoisie verteidigt werden.

Unter den gegebenen Bedingungen ist es  
eine Priorität, das AKP-Palast-Regime zurück-
zudrängen. Die Teilnahme unterschiedlicher 
Gruppen am »Gerechtigkeitsmarsch« der CHP 
weist erneut auf ein Oppositionspotential hin. 
Diese Gruppen aus Enttäuschung oder auf-
grund kemalistischer Provokationen im Stich 
zu lassen, ist keine Option. Sie der kemalisti-
schen Führung zu überlassen, ist ebenso wenig 
eine Option, wie auf die Bourgeoisie oder den 
Westen als Retter in der Not zu hoffen.

* Murat Cakir ist Leiter des Regionalbüros Hessen der 
Rosa Luxemburg Stiftung.

Anmerkungen:
1	 Von 1965 bis 1969 war Ekinci Abgeordneter der TIP 

(Arbeiterpartei der Türkei). Er wurde mehrfach wegen 
kurdischer Propaganda verhaftet. Er ist Gründer der 
Organisation »Demokratische Versöhnung und Initia-
tive zur Lösung der kurdischen Frage« (DEMOS).

2	 Siehe: Errol Babacan: »Ankaras Anleihe. Türkischer 
Vermögensfonds sammelt Staatsbesitz des Landes ein. 
Internationalen Gläubigern wird die Tür geöffnet«, in: 
junge welt vom 13. Juli 2017

(Quelle: Infobrief Türkei, www.rosalux.de/publikation/
id/37923/neue-tuerkei-oder-restauration-des- 
neoliberalismus/)

»Aushebelung von Mitbestimmungs-
rechten« oder zur »Erschwerung 
der gewerkschaftlichen Organisier-
barkeit« strafrechtlich als »Betrug« 
(§ 263 StGB) geahndet werden. Das 
wird wohl kaum gelingen, wenn man 
sich mit der besonderen Systematik 
und Komplexität dieses Delikts im 
StGB und in der Rechtsprechung 
auseinandersetzt. Dem Anliegen wä-
re besser gedient, wenn mit den Mit-
teln der vorgelagerten Rechtsgebiete 
wie dem Steuerrecht, dem Handel- 
und Gesellschaftsrecht Missbrauchs-
konstellationen erschwert würden. 
Im Arbeitsrecht würden ein weiter 
Arbeitnehmer- und ein weiter Be-
triebsbegriff die organisatorischen 
und rechtlichen Fluchtbewegungen 
des Kapitals aus der Mitbestimmung 
einschränken. Ein Mehr an Straf-
recht hilft nicht immer weiter.

Das gilt auch für die Einordnung, 

dass erhöhte Abfindungen – wie 
auch immer »erhöht« zu messen ist 
– für BR-Mitglieder ein Fall von 
Korruption (»Bestechung«) sein sol-
len. Hier kann man geradezu die Bit-
terkeit und Enttäuschung über die 
Fälle herauslesen, wo ein bedrängter 
BR-Kollege nach langen, zermürben-
den rechtlichen und persönlichen 
Auseinandersetzungen trotz der Un-
terstützung durch einen Soli-Kreis 
für sich persönlich eine Exit-Option 
gewählt hat. Das ist mitunter tra-
gisch, wenn die Kraft und Leidensfä-
higkeit einzelner KollegInnen, die im 
Feuer stehen, nicht so groß ist, wie 
wir uns das wünschen. Tragisch ist 
das eben auch für die Menschen, die 
die Exit-Option, den Prozessver-
gleich und die Aufhebung akzeptie-
ren. Aber: Es ist keine Korruption. 
Die Abfindungshöhen bilden natür-
lich immer auch die juristische Logik 

ab, nach der auch das Prozessrisiko 
und die schwer kalkulierbare Dauer 
eines Rechtsstreites für den Arbeitge-
ber eingepreist werden.

Nicht zu Ende gedacht ist die For-
derung nach einer gesetzlichen Ver-
pflichtung der Weiterbildung für 
BR-Mitglieder. Und dann – was ist 
die Folge, die Sanktion, wenn sich 
BR-Mitglieder weigern, ausreichend 
viele und gute Seminare zu besu-
chen? Wohlgemerkt, es geht an die-
ser Stelle nicht um die Behinderung 
von Bildungsmaßnahmen durch den 
Arbeitgeber, sondern um bildungs-
abstinente BR-Mitglieder. In eine 
ähnliche Richtung geht die Überle-
gung, eine gesetzliche Verpflichtung 
für BR-Wahlen einzuführen. Die 
Kolleginnen und Kollegen der ak
tion ./.arbeitsunrecht verkennen hier 
den subjektiven Faktor in der Be-
triebsverfassung. Wir können und 

müssen die Menschen ermutigen, 
qualifizieren und manchmal anstup-
sen, Betriebsräte zu wählen und zu 
unterstützen oder sich als BR weiter-
zubilden. Es braucht rechtlichen 
Schutz gegen Arbeitgeber, die BR-
Wahlen behindern und mit denen 
man um jedes Seminar streiten muss. 
Am Ende – wenn die Rahmenbedin-
gungen geklärt sind – hängt der Rest 
von den Entscheidungen und dem 
Handeln der Menschen in den Be-
trieben ab.

Ein politisches Risiko sehe ich bei 
den »Muss-Betriebsräten«. Wenn der 
subjektive Faktor noch nicht da ist, 
kann dann sehr schnell ein gelber 
Betriebsrat rauskommen.

Zweifel habe ich auch bei der For-
derung nach einem öffentlichen BR-
Wahlen-Register, wo neben Ort, 
Zeitpunkt der Wahl, Anzahl der 
Wahlberechtigten auch Kandidaten 

und die Ergebnisse aufgeführt wer-
den sollen. So viele (auch persönli-
che) Daten im öffentlichen Raum 
müssen nicht sein. Mir würde als 
Schritt in die richtige Richtung die 
Umsetzung des DGB-Vorschlags von 
1998 reichen. Dort wurde gefordert, 
dass die betriebsratslosen Betriebe in 
einem öffentlichen Register – ange-
siedelt bei den Berufsgenossenschaf-
ten – erfasst werden.

Die Broschüre »Betriebsräte stärken. 
Mitglieder und Neu-Gründer schüt-
zen. Unternehmer-Kriminalität be-
kämpfen  – Forderungen und Vor-
schläge zur Reform der betrieblichen 
Mitbestimmung« gibt’s hier zum 
Download: https://arbeitsunrecht.
de/betriebsraete-staerken-kriminel-
le-unternehmer-bekaempfen/
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Dringliches

 
Zukunft des Autos
Tagung in Hannover

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung veran-
staltet am 25. November im Hannove-
raner DGB-Haus eine Tagung unter 
dem Titel »Zukunft der Arbeit in auto-
mobilen Wertschöpfungsketten«. Der 
Ankündigungstext: »Die Automobil-
industrie befindet sich im Umbruch. 
Elektromobilität, autonomes Fahren, 
neue Mobilitätskonzepte und die Digi-
talisierung der Produktionsnetzwerke 
spielen dabei eine wichtige Rolle. Wer 
treibt diese Trends voran? Welche Inte-
ressen verbergen sich dahinter? Wir 
sind der Meinung, dass Konzerne und 
Staaten mit ihren spezifischen Kapital- 
und Politikinteressen die Strukturen 

des Systems Auto nicht transformie-
ren, sondern weiter verfestigen wollen. 
Mit Elektroautomobilität und neuen 
Mobilitätsangeboten wird die Privati-
sierung des Verkehrs fortgesetzt. 
Eigentums- und Verteilungsfragen 
werden ausgeblendet. Demokratische 
Teilhabe und Kontrolle in den Betrie-
ben und in der Gesellschaft findet 
nicht statt. Das ist nicht unser Ver-
ständnis einer sozial-ökologischen 
Transformation. In Zukunft geht es 
um die Sicherung der bestehenden 
Arbeitsplätze im Einklang mit der 
Natur, um den Aufbau neuer Arbeits-
plätze unter fairen Bedingungen mit 
Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohnausgleich. Wir wollen eine ande-
re Mobilität, die den Bedürfnissen der 
Menschen entspricht. 
Wir laden Euch/Sie herzlich ein, 
gemeinsam zu diskutieren, wie das 

Verhältnis von Arbeit und Natur in 
Zukunft gestaltet werden kann. Wel-
che Veränderungen im System Auto 
und seinen weltweiten Akkumulati-
ons- und Regulationsweisen sind die 
Voraussetzungen für eine Verkehrs- 
und Energiewende?«

Aus dem Programm:
Podiumsdiskussion: Wohin fährt die 
Automobilindustrie?
Mit Valter Sanches (Generalsekretär 
IndustriALL Genf und Arbeitnehmer-
vertreter im Daimler-Aufsichtsrat), 
Julia Hildermeier (Clean Vehicles and 
Emobility Officer, Transport and 
Environment T&E, Brüssel), Thomas 
Müller (Gewerkschaftssekretär der IG 
Metall Bezirksleitung Niedersachsen 
und Sachsen-Anhalt), Hans-Christian 
Friedrichs (Vorsitzender des Landesver-
bandes Niedersachsen des VCDs, Ver-

Mitglieder des Sozialistischen Büros, 
langjährige express-LeserInnen  und 
viele andere kennen ihn. Im Betriebs- 
und Gewerkschaftsbereich begann 
alles 1969 mit der »Plakatgruppe« bei 
Daimler Benz. Überregional bekannt 
wurden Willi Hoss, Mario d’Andrea 
und Hermann Mühleisen. Peter Groh-
mann fungierte als Herausgeber von 
»Plakat«, dem Mitteilungs- und Mei-
nungsblatt der Gruppe1, war lange 
Zeit Sekretär im Sozialistischen Zen
trum Tübingen und im Arbeitsaus-
schuss des Sozialistischen Büros. Er 
war und ist Kabarettist, Mitbegründer 
des Stuttgarter Theaterhauses und 
des Vereins »Die Anstifter« – und 
noch vieles mehr. Wer sich mit ihm 
und dieser Zeit intensiver beschäfti-
gen will, greife zu seiner politischen 
Biografie.2

Am 27. Oktober 2017 feierte er seinen 
80. Geburtstag. Theaterhaus und »Die 
Anstifter« hatten zur Geburtstagsgala 
geladen und aus der gesamten Bun-
desrepublik kamen 1.000 Geburts-
tagsgäste zur Gratulation. Zu Peters 
Überraschung erhielt er auch eine 
Festschrift, die Annette Ohme-Reini-
cke und Jochen Stankowski organi-
siert hatten.3 42 Autorinnen und Auto-
ren erinnern sich, und so entstand ein 
wunderbares Bändchen des umfang-
reichen Wirkens von Peter Groh-
mann; eine politische Zeitreise durch 
die letzten 60 – 65 Jahre.

Loretta Petti, in den 70er-Jahren auf 
der Suche nach den deutschen Philo-
sophen nach Tübingen gekommen, 
Multitalent, Bildungsarbeiterin, selbst 
ein ›Urgestein‹ der Stuttgarter Linken 
und eine langjährige Mitstreiterin 
Peter Grohmanns, hielt eine besonde-
re Geburtstagsrede. Genuss und Auf-
klärung gehören, nicht nur bei Peter 
Grohmann, zusammen, insofern wün-
schen wir guten Appetit beim folgen-
den Beitrag und gratulieren auf die-
sem Weg ganz herzlich zum 80. – 
Durchstarten!

Der erste Gedanke gleich nach Deiner Einla-
dung, Peter, war … tja, der ans Essen. Als Kö-
chin habe ich gleich gedacht, da soll ein Menü 

her, ein Grohmannsches Menü, sozusagen. 
Zuerst müsste ein schlesischer Kartoffelsalat 

her: Mit diesem könnten wir die kulinarische 
Wanderung von einem beginnen lassen, der 
sich als Migrant sehr früh, schon als Kind, mit 
viel Offenheit und Neugier zwischen den ver-
schiedensten Menschen und Kulturen bewegt 
hat. Ein schlesischer Salat also. Und ein Mig-
rant, ein Wanderer schon vom Anfang an.

Während ich am Menü arbeite, frage ich 
mich, wann ich Dich eigentlich kennengelernt 
habe. Und ich merke, dass wir uns längst vor 
unserem ersten Treffen gekannt haben, denn 
wir haben das gleiche Land bewohnt: Utopia.

1973 bin ich nach Deutschland, genauer 
nach Tübingen gekommen. Hinter mir hatte 
ich die Arbeit in einem Kollektiv von Indust-
riearbeitern und Handwerkern (meine politi-
schen Maestri) in der Nähe von Florenz, ei-
nem Kollektiv, das Il Manifesto nahe stand. 

Ich kam und wollte die Revolution machen. 
Ich kam und lernte die Gastarbeiter kennen, 
und die Baracken. Ich wollte mit ihnen, den 
Gastarbeitern, über Marx und Engels sprechen 
– sie brauchten Gesellschaft, Freundschaft, 
Freizeitangebote, Unterstützung, brachten 
Formulare zum Ausfüllen. Und ich lernte es, 
im Utopia, das wir beide bewohnten, und 
machte mit etwas Verspätung ähnliche Schritte 
wie Ihr in Stuttgart. Den Stuttgarter Club  
Voltaire habt Ihr 1964 selbst gezimmert, ge-
hämmert und gesichelt. Das Internationale 
Zentrum in Tübingen, schon damals multikul-
turell, wurde etwa zehn Jahre später auch 
selbst gezimmert und gesichelt. Ins Internatio-
nale Zentrum kamen Griechen, Spanier und 
wir Italiener. Reden, tanzen, essen und trinken 
und uns dabei die Zukunft vorstellen. Wie in 
Stuttgart vor uns: 1971 wurde auf dem Killes-
berg mit dem »Kulturkomitee für ausländische 
Arbeitnehmer« das erste große Festival in der 
Republik: »zu Gast bei Gastarbeitern« organi-

siert. Mit dem Festival wollten wir »Brücken 
bauen zwischen und unter den Gastarbeitern, 
den Arbeitsmigranten – und der deutschen 
Bevölkerung. Reden, Tanzen, Essen und Trin-
ken – das ist Kultur«.

Dieses Sich-aufeinander-Beziehen, dieses 
Gewebe zwischen afrikanischer Küche, Bü-
chertausch, Zimmersuche, Exotik, fremder 
Kultur, Sprachkurs, Liebe und politischem En-
gagement wurde (und wird) viel zu gering ge-
schätzt – deshalb vor allem, weil es als solider 
Nährboden der Veränderung nicht erkannt 
wurde. Erst durch die Beziehungen von 
Mensch zu Mensch entsteht Vertrauen.

Das Internationale Zentrum in Tübingen 
war für mich und für andere Menschen mit 
verschiedener Herkunft (viele auch mit deut-
scher Herkunft) der Treffpunkt geworden, wo 
wir dieses Sich-aufeinander-Beziehen zusam-
men mit dem politischen Diskurs, oder besser: 
als Teil des politischen Diskurses übten. Das 
habe ich in den Jahren in Tübingen angefan-
gen zu lernen, das war der Pfad, auf dem ich 
mich bewegte und auf dem wir uns treffen 
sollten.

In der Zwischenzeit entstand auf Deiner 
Seite, Peter, unter anderem das Infostüble in 
Bad Cannstatt, Spiel- und Lernclub, Hausauf-
gabenhilfe für die Gastarbeiterkinder und auf 
meiner Seite die Arbeit mit Nicolò Gueci bei 
der italienischen Mission in Sindelfingen: mit 
den italienischen Eltern und in Abendkursen 
für italienische Arbeiter, vorwiegend Daimler-
Arbeiter.

Aber schon 1972 hatte beim Daimler die 
Liste von Hoss/Mühleisen/Mario d’Andrea auf 
Anhieb 30 Prozent der Stimmen für die Be-
triebsratswahl bekommen. Das war für mich 
die große ideelle Verbindung. Auch weil ein 
Nicht-Deutscher, ein »Gastarbeiter« mit ge-
wählt worden war. Mario d‘Andrea stand da 
wie das Anzeichen der Zukunft: Er war das 

Zeichen dafür, dass wir in einer multikulturel-
len Gesellschaft lebten und dass die Bezeich-
nung Gastarbeiter, mit der man unterscheiden 
wollte, ziemlich bald den Teil »Gast« verloren 
hätte.

Im Internationalen Zentrum in Tübingen 
fanden heftige Diskussionen statt, auch mit 
den Genossen aus Stuttgart, Daimler-Arbei-
tern, von denen viele der italienischen Kom-
munistischen Partei nahe standen: Wir koch-
ten Spaghetti und stritten uns. Wir unter 
Roten, unter Plakat- und nicht-Plakat-Anhän-
gern.

Also, lieber Peter, der erste Gang nach der 
Vorspeise ist rot und italienisch, rot wie Toma-
tensoße, italienisch wie die Spaghetti: Es sind 
Spaghetti mit Tomatensoße, auch ein bisschen 
scharf, ein bisschen »arrabbiata« und das Wort 
arrabbiata leitet sich von rabbia / Wut ab. Al-
so: rote Spaghetti mit einem bisschen Wut ver-
mengt.

Utopia, unsere Heimat, war damals ein gro-
ßes Land, und so brauchten wir etwas Zeit, bis 
unsere Wege sich trafen, was aber unvermeid-
lich war. 1989 wurde in der Römerstraße der 
Verein ICI, die »Interculturelle Initiative« ge-
boren, »ein Projekt  mit Druckerpresse, Spe
zialitäten aus Italien, Nicolò, Sabine und ei-
nem großen Freundeskreis: dichten, drucken, 
lesen, essen. Lebt noch«.

Lebt noch. 1996 habe ich es übernommen, 
in der bewussten Absicht, es weiter zu führen. 
Und so ist es gewesen dank der vielen Men-
schen, die diese Möglichkeit wahrgenommen 
und benutzt haben: Es lebt als Nische der Frei-
heit, der italienischen Improvisation und Ge-
selligkeit, als Off-Off-Stätte der Kleinkunst, 
als Ort der Diskussion und des Austausches: 
dichten, lesen, musizieren, essen. Das lebt 
noch.

Regelmäßig trafen sich unsere Wege in der 
Römerstraße beim »Abendmahl«, als es darum 

»Weise und kein bisschen müde«
Peter Grohmann zum 80. Geburtstag – von Loretta Petti
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„Dich werden sie auch noch klein-
kriegen“ meinte ein Hinterbänkler, 
als Willi Hoss 1983 als grüner Ab-
geordneter in den Bundestag einzog. 
Das hatten zuvor weder die DKP 
noch die Betriebsratsfürsten der IG-
Metall bei Daimler Benz geschafft  . 
Beide Organisationen griff en zum 
Mittel des Ausschlusses, die DKP 
1970, die IG-Metall 1972. Dabei war 
Willi Hoss nie ein hitziger Rebell 
gewesen. 
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kehrsclub Deutschland e.V.) 
Antje Blöcker: Sozial-ökologische Trans-
formation. Was passiert in den Betrie-
ben? Kurzer Überblick am Beispiel aus-
gewählter Standorte.

Offene Plenumsdiskussion: Was sind 
Alternativen für die Betriebe, und wie 
sieht eine andere Verkehrspolitik aus? 
Einstiegsstatements zu den Themen: 
Kritik an der Ökobilanz der ElektroAu-
to-Mobilität: Ohne Energiewende keine 
Verkehrswende (Alfred Hartung, IGM-
Delegierter in Wolfsburg); Schluss mit 
Auto-Subventionen für alle oder nur für 
die Umweltstraftäter? (Herbert Beh-
rens, Vorsitzender des Abgas-Untersu-
chungsausschusses des Deutschen 
Bundestags 2016/2017, Fraktion Die 
LINKE); Transparenz über Gewinne/
Bilanzen verstehen und dann? (Mecht-
hild Schrooten, Memorandum-Grup-

pe Alternative Wirtschaftspolitik); Wir 
brauchen eine andere Verkehrspolitik: 
Mobilitätszwänge kontra Mobilitätsbe-
dürfnisse (André Baier, TU Berlin, FG 
Konstruktion von Maschinensyste-
men, Blue Engineering, Berlin und 
Heiko Balsmeyer, Berater für nachhal-
tige Mobilität); Wer baut demokratische 
Kontrolle auf? (Bernd Röttger, Freibe-
ruflicher Wissenschaftler, und Markus 
Wissen, Hochschule für Wirtschaft 
und Recht HWR, Berlin)
Moderation: Antje Blöcker und Ste-
phan Krull

Zeit & Ort: 25. November 2017, 10 
bis 17.30 Uhr, DGB-Haus Hannover, 
Otto-Brenner-Str. 1
Anmeldung: antje.bloecker@gmx.de; 
(05172) 4410 oder (0170) 7365778
Weitere Informationen: www.rosalux.
de/veranstaltung/es_detail/I7N6J/ 

ging, die Anstifter und den Friedenspreis in 
Stuttgart groß, noch größer »anzustiften«. 
Beim Abendmahl haben wir gegenseitige Inte-
gration geübt, Peter. Und Du hast mir viel ge-
holfen. Wie schwer Integration ist und dass sie 
keine Einbahnstraße ist, wusste ich schon seit 
meiner ersten Zeit in Deutschland. Ich war 
mit der Vorstellung hierhergekommen, zwi-
schen Italien und Deutschland gäbe es kaum 
Unterschiede: hier wirtschaftlich stärker, poli-
tisch stabiler, dort viel Improvisation und Pre-
käres, einige, eigentlich viel Mauschelei, je-
doch zwei hoch entwickelte kapitalistische 
Länder. Ziemlich bald wurde mir klar, dass ich 
mich bemühen musste zu verstehen, welche 
Bilder von uns Italienern diese Deutschen im 
Kopf hatten, und um ihnen, diesen Deutschen 
meinerseits zu erzählen, was wir Italiener wa-
ren (sind). Auch bei Tisch. Das »Abendmahl« 
der Anstifter in der Römerstraße war eines der 
Felder, auf dem wir übten. Und Peter war da-
bei eine große Hilfe.

Alle wissen, wie viel Wert wir Italiener auf 
gutes Essen legen: Wir können stundenlang 
tafeln. Auch danach genießen es die Italiener, 
nicht gleich aufzustehen: Sie sitzen weiter bei 
Tisch vor dem benutzten Geschirr und be-
trachten ohne Reue, im Gegenteil mit Freude 
die Spuren, die man da hinterlassen hat, als ob 
man so den Genuss verlängern könnte. Man 
will sich also daran erinnern. Anders in 
Deutschland: Kaum hat man möglichst unauf-
fällig zu Ende gegessen, schon steht man auf, 
trägt das Geschirr weg und fängt an zu spülen. 
Als ob man schnell die Spuren eines Vergehens 
wegwischen möchte: Man will sich also nicht 
daran erinnern. Dem fröhlichen, sündigen ka-
tholischen Italiener steht das strenge protes-
tantische Ethos des Deutschen gegenüber.  

Ein ernsthafter politischer Austausch ent
wickelt sich aber auch vor einem guten Glas 
Wein, während einer guten Mahlzeit und auch 
danach vor dem benutzten Geschirr. Peter, seit 
je  Migrant zwischen den Kulturen und integ-
rationsbemüht, wusste das, hat mich verstan-
den, Überzeugungsarbeit geleistet, so dass man 
meistens dem Drang aufzuräumen widerstan-
den hat. Ich meinerseits habe meine Impulsivi-
tät gebremst und damit leben gelernt, dass die 
Küche manchmal, wenn auch immer seltener, 
mit ordentlich aufgeräumten Gläsern und 
schön aufgestapelten Tellern voll belegt war. 

Ja, Integration ist oft Kleinarbeit im Alltag, 
ist diese Beziehung von Mensch zu Mensch, 
wodurch Vertrauen entsteht, wovon Peter 
schreibt.

Das Hauptgericht des Grohmannschen Me-
nüs ist also keine Haute Cuisine, sondern ein 
Alltagsgericht, aber international, eine Zusam-
mensetzung aus vielen Küchen der Welt, die 
darin zusammenkommen und zu einem neuen 
Geschmack fusionieren. Was das genau ist, wis-
sen wir noch nicht, wir müssen etwas improvi-
sieren, noch suchen und experimentieren, denn 
unbekannte Küchen aus Ländern, die wir noch 
nicht gut kennen, drängen vor der Küchentür 
und wollen mit aufgenommen werden.

Manchmal hat man das Gefühl, vor epo-
chalen Veränderungen zu stehen, das Gefühl, 
dass wir Bewegungen von Menschen, ganze 
Völkerwanderungen haben, die vor Krieg und 
Armut fliehen und dadurch das prekäre Gleich- 
gewicht dieser unseren Welt zusammen mit 
unseren angeblichen Sicherheiten ins Wanken 
bringen.

So werden Mauern gebaut. So instrumenta-
lisieren Populisten und Neofaschisten von den 
USA bis Europa die Ängste vieler Menschen 
und werden stark, stärker. Wieder.

»Lontano dagli occhi, lontano dal cuore«, lau-
tet ein italienischer Spruch: aus den Augen, 
aus dem Sinn. So werden die, die fliehen, in 
der Türkei interniert. Aus den Augen, aus dem 
Sinn. So trifft der italienische Innenminister 
eine Vereinbarung mit der libyschen Regie-
rung, um gegen die Menschenrechte unter un-
menschlichen Zuständen die, die fliehen wol-
len, gefangen zu halten. »Aiutiamoli a casa 
loro« – Helfen wir ihnen bei ihnen zu Hause«, 
so lautet die neue Parole von Matteo Renzi. 
Auch nicht schlecht, wenn das nicht ein Alibi 
wäre fürs Großkapital, ungebremst und un-
kontrolliert mit der Unterstützung der italieni-
schen Regierung in Afrika zu expandieren.

Und wir? Was tun? Wir, die Waisenkinder 
einer Revolution, die nicht stattgefunden hat. 
Eine Arbeiterklasse, die ausgebeutet wird, ist 
nicht mehr so sichtbar in unseren postindus
triellen Gesellschaften. Fast könnte man den-
ken, die gäbe es nicht mehr, auch wenn die 
Kluft zwischen Arm und Reich nur größer ge-
worden ist. Konsumgüter werden in unseren 
Ländern nur noch zum Teil hergestellt, aber 
die vielen, die für wenig Geld und ohne Ga-

rantien malochen, gibt es noch, auch wenn 
man sie weniger sieht und wenn sie heute ru-
mänisch oder polnisch sprechen. 

Neulich fragte mich ein Freund, ob ich zu 
einer Öko-Veranstaltung mitgehe. »Ich bin 
rot, nicht grün«, gab ich provokativ zurück, 
»und diese Welt habe ich noch nie retten, son-
dern immer nur ändern wollen«. Tja, aber was 
bedeutet heute, rot zu sein? 

Arbeitsteilung, industrielle Produktion, so-
ziale Unterschiede, Arbeiter gibt es immer 
noch. Überall auf der Welt verteilt. Der Tur-
bokapitalismus verlagert schnell, erobert und 
verlässt. Früher waren die Fabriken in der Peri-
pherie der Städte, heute sind sie in der Peri-
pherie der Welt angesiedelt. Da fängt in man-
chen Ländern die Ära der industriellen 
Produktion erst an, und da arbeiten die Men-
schen unter Bedingungen, die uns an jene der 
industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts 
erinnern.

Darum müssen wir uns kümmern, meine 
ich, wir müssen auch in unseren Köpfen die 
Entfernungen überwinden. So wie der Turbo-
kapitalismus global operiert, müssen wir auch 
global denken und global tätig werden: Die 
Fabrikmenschen sind nicht mehr von einer 
Nation, auch nicht mehr hier bei uns. Wir 
kämpfen für die Freiheit und Gerechtigkeit, 
für das Recht, zu leben und das eigene Glück 
zu suchen, dort wo man es für richtig und gut 
hält, indem wir Verbündete nicht mehr und 
nicht nur in Sindelfingen, sondern auch zum 
Beispiel in Bangladesh oder in Indien suchen.

Die Verlogenheit der Populisten, die Instru-
mentalisierung der Ängste und der Unzufrie-
denheit hier, die Resignation dort bekämpfen 
wir, indem wir imstande sind, Hoffnungen zu 
wecken, eine andere Gesellschaft und ein an-
deres Besseres aufzuzeigen.

Und das ist vielleicht, was uns heute fehlt: 
Uns fehlt der Traum, der große Traum einer 
anderen Gesellschaft, einer anderen Welt, die 
Utopie fehlt uns. Und die Bilder auch: In die-
ser Welt der Bilderüberflutung gelingt es uns 
nicht, uns selbst und den anderen eine andere 
Welt auszumalen… »Imagine all the people,  
living life in peace«.

In einer Zeit von wachsender Armut auf ei-
ner Seite und maßloser Anhäufung von Reich-
tum auf der anderen Seite sprechen wir lieber 
von Verzicht als von Umverteilung, in einer 
Zeit von Katastrophen und Flucht sehen wir 
eher die Welten, die hinter uns zusammenbre-
chen, als jene, die wir schaffen wollen. Wir se-
hen mehr die Verzweiflung und weniger die 
Hoffnung. Wir sollten anfangen, wieder zu 
träumen, und uns auf dem Weg freuen, uns ab 
und zu Freuden gönnen. 

Wie Essen, zum Beispiel. Jajaja, höre ich 
Peter, was das Essen angeht: Das begleitet ei-
nen gesunden Menschen ja lebenslang. 
Manchmal, ich wusste es, kürzt das Essen das 
Leben ab, doch die lebensverlängernden Funk-
tionen überwiegen. So kommen wir zum Des-
sert: Kampfnudeln mit roter Grütze, haben 
wir gedacht. 

Auf der Einladung zu Deinem 75. stand: 
Grohmann wird hundert. Und ich habe es Dir 

vom Herzen gewünscht. Heute wünsche ich 
Dir tausend und Millionen zu werden, tausend 
und Millionen von Menschen, die zusammen 
mit Dir auf der Straße der Freiheit und Ge-
rechtigkeit durchstarten. Zeit zum Aufstehen. 
Prosit, salute und tanti auguri, Peter! 

Anmerkungen:
1	 Peter Grohmann/Horst Sackstetter (Hg.): »Plakat« – 

10 Jahre Betriebsarbeit bei Daimler-Benz, Rotbuch-
verlag, 1979

2	 »Alles Lüge außer ich«, Silberburg Verlag, 2013
3	 »Eigensinn, Witz, Zivilcourage – Eine Festschrift für 

Peter Grohmann zum 80.«, 160 Seiten, Bezug: Die 
Anstifter, Werastr. 10, 70182 Stuttgart gegen 12 Euro 
plus Portokosten
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Pünktlich zur Umsetzung des sogenannten 
Rechtsvereinfachungsgesetzes erschien der 
vom »Feministischen Beratungszentrum Wi-
derspruch e.V.« herausgegebene »Wegweiser 
durch den Amtsdschungel« zum Thema: »Wie 
sichere ich meinen Lebensunterhalt?« Die im 
März 2017 veröffentlichte aktualisierte sechste 
Auflage führt durch die Verwaltungsverfahren 
zum Arbeitslosengeld II, zur Sozialhilfe und zu 
den Grundsicherungen im Alter und bei Er-
werbsminderung. Der Ratgeber erklärt einfach 
und übersichtlich die Ansprüche im Sozialge-
setzbuch II und ähnliche Vorschriften des So-
zialgesetzbuches XII, die für die Sozialhilfe, die 
Grundsicherung bei Erwerbsminderung und 
im Alter gelten.

Besonders hilfreich erweist sich der Weg-
weiser bei Fragestellungen zur Bedarfsgemein-
schaft, zum Wohnen und Umziehen sowie zu 
Fragen der verschiedenen, mitunter untypi-
schen Mehrbedarfe. Positiv fielen mir die vie-
len Beispiele des Ratgebers auf. Praktisch für 
ALG-II-Beantragende ist auch, dass es bei der 
Einkommenserörterung nicht nur um Abset-
zungen und Anrechnungen geht, sondern dass 
viele Beispielrechnungen und Übersichtsbögen 
angeführt und privilegierte Einkommen, die 
nicht angerechnet werden, ausführlich aufge-
listet sind.

Der Ratgeber unterstützt hauptsächlich 
Frauen mit Kindern und Familien – mit einfa-
chen Erklärungen werden dieser Zielgruppe 
die verschiedenen Entscheidungsmöglichkei-
ten zur Wohnungsbeschaffung, für zu beantra-
gende Kosten und Hilfen vermittelt. Auch auf 
Rechte von minderjährigen Kindern bei ge-
trennter Haushaltsführung der Eltern und ge-
teiltem Sorgerecht, die Nutzung des Kinder-
geldes sowie die Beantragung von besonderen 
Kosten wird ausführlich eingegangen.

Die Expertise des feministischen Beratungs-
zentrums Widerspruch e.V. zeigt sich in der 
Rechtsanwendung und den Erfahrungen der 
Rechtsdurchsetzung zu eheähnlichen und le-
benspartnerschaftsähnlichen Gemeinschaften. 
Hier wird konkret darauf eingegangen, wie 
mit Schulden eines Lebenspartners, mit der 
Kranken- und Pflegeversicherung so-
wie bei der Erwerbsunfähigkeit eines 
der PartnerInnen umgegangen werden 
muss. Umgekehrt wird in Musteran-
schreiben ausgeführt, welche Argu-
mente erforderlich sind, um die Ver-
mutungen der Jobcenter zu Bedarfs- 
gemeinschaften von Männern und 
Frauen und zum gegenseitigen Einste-
hen beim Zusammenwohnen mit Ver-
wandten und Verschwägerten stichhal-
tig zu entkräften.

Ausführlich erklärt und ausgearbei-

tet werden die erforderlichen Aktivitäten bei 
der Antragstellung, der Formularbearbeitung 
und den beizulegenden Unterlagen, ergänzt 
wird dies durch Interpretationshilfen zum Be-
willigungsbescheid. Sehr gut ist, dass die Tat-
bestände für Mitwirkungspflichten auf S. 128  
alle genannt und erklärt sind. Sachlich und 
unaufgeregt dargestellt sind sämtliche Kon
trollansätze der Jobcenter, vom Hausbesuch 
bis zu Datenabgleichen hinsichtlich der Anga-
ben im Antrag. Hilfreich für interessierte An-
tragstellerInnen sind die Erklärungen dazu, 
wer nicht ALG II-berechtigt ist, sowie die Aus-
führungen zur Anspruchsberechtigung bei 
SchülerInnen, Auszubildenden, Studierenden 
und Härtefällen in Bezug auf ALG II. 

Wichtig erscheinen mir die Ausführungen 
zu den Rechtsansprüchen auf Berufsorientie-
rung und zur Arbeitsuche, die im SGB III im 
Rahmen des SGB II gelten. Nach ausgiebiger 
Erörterung der Pflichten und Fallen bei der 
Eingliederungsvereinbarung werden professio-
nell die Sanktionen und deren Anwendungen 
– etwa der rabiate Umgang mit unter-25-Jäh-
rigen – dargelegt. Nicht ausgespart sind auch 
die Anforderungen an Verwaltungsakte zur 
Aufrechnung, die etwa nach Überzahlungen, 
Darlehensaufnahmen oder Hilfen bei Privat-, 
Miet- und Energie-Schulden stattfinden, sowie 
der Anspruch auf ein Jedermannkonto, die 
Schuldenfreigrenzen und das Verhalten bei / 
nach Pfändungen – komplizierte Sachverhalte, 
die hier gut erklärt werden.

Das Kapitel zur Grundsicherung bei Er-
werbsminderung und im Alter ist interessant, 
denn es betrifft mittlerweile viele, vor allem äl-
tere Menschen, die unzureichende Altersren-
ten haben, psychische Problemlagen oder kör-
perliche Einschränkungen mit sich bringen. 
Besonders hervorzuheben ist, dass hier auch 
Ausnahmen, etwa beim Ausschluss von Be-
dürftigen aus der Erwerbsminderungsrente bei 
befristeter Erwerbsminderung durch Krank-
heit, vorgestellt werden oder auch das Thema 
der schuldhaften Herbeiführung des Grundsi-
cherungsbezuges. Wichtig erscheinen mir die 
Hinweise auf die (Nicht-)Mitnahmemöglich-

keit der Grundsicherung im Alter für längeren 
Auslandsaufenthalt, die verschiedenen Einsatz-
gemeinschaften und den möglichen Unter-
haltsrückgriff auf Kinder oder Eltern.

Hingewiesen wird außerdem auf das relativ 
breite Anwendungsgebiet der Hilfe zum Le-
bensunterhalt (HLU), die relativ wenig be-
kannt ist. Sie kommt zwar nur für wenige  
Personen zur Anwendung, kann aber für So-
forthilfen in ungeklärten Einzelfällen wichtig, 
wenn nicht überlebenswichtig sein. Neben 
dem Kreis der Anspruchsberechtigten wird 
hier sehr genau auf Einsatzgemeinschaften, 
Haushaltsgemeinschaften und Leistungen (wie 
atypische Mehrbedarfe) eingegangen und es 
wird auf kommende Besonderheiten bei Pau-
schalierungsabsichten für Unterkunfts- und 
Heizkosten ab 2018 hingewiesen. Interessant 
ist dabei, dass in den Hilfen zum Lebensunter-
halt die Regelleistungen nach speziellen Maß-
gaben anhebbar und kürzbar sind. 

Ausgeführt sind zudem die eklatanten Un-
terschiede der Einkommensanrechnungen  
im SGB XII im Vergleich zum SGB II. Es ist 
nützlich zu wissen, dass der Freibetrag aus Zu-
verdiensten bei ca. 204 Euro gedeckelt ist. Zur 
Einkommensanrechnung werden ausführliche 
Beispielrechungen für Alleinlebende ausge-
führt. Auch auf die davon unterschiedenen 
Maßgaben zur Vermögensanrechnung wird 
hingewiesen. Anschaulich und übersichtlich 
wird dies in einer Tabelle (S. 217) zusammen-
geführt, die über Quadratmetergrößen für 
Haus- und WohnungsbesitzerInnen bei unter-
schiedlichen Haushaltsgrößen informiert. Ab-
gerundet wird dieser Teil mit Erklärungen da-
zu, wann ein selbst nichtbewohntes Haus als 
nicht verwertbar gilt, welche Regelungen bei 
einem Nießbrauchsrecht der Immobilie oder 
auch nach dem Ableben eines Sozialhilfebe-
rechtigten für nahe Angehörige gelten. 

Nützlich sind auch einige grundsätzliche 
Hinweise: Das Sozialamt muss zahlen, sobald 
ihm Mittellosigkeit oder Bedürftigkeit einer 
Person bekannt wird. Ein Antrag ist deshalb 
nicht zwingend erforderlich. Es reicht auch 
ein Telefonat im Beisein von Zeugen und bei 
Lautschaltung des Telefons. Trotzdem ist im-
mer ratsam, einen kurzen Brief mit Datum, 
Absender, Unterschrift an das Sozialamt zu 
senden. In diesem Falle ist korrekt auf die Er-
forderlichkeit von Beiständen hinzuweisen,  
so auch bei Nothilfe-Fällen (Verlust der Woh-
nung durch Feuer, Verlust der Geldbörse bei 
Diebstahl etc.).Ein besonderes Kapitel widmet 
sich den Sozialleistungen für MigrantInnen 
und Flüchtlinge. Nach der Ausführung der 
verschiedenen aufenthaltsrechtlichen Titel 
werden die damit in engem Zusammenhang 
stehenden Leistungen erörtert und die Aus-

schlüsse bei der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende, Erwerbsgeminderte und im Alter, bei 
Berufsausbildungsbeihilfen (BAB) und Bafög 
erklärt. Ein sechs Seiten langer Exkurs weist 
auf die Rechte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz hin. 

Ausgiebig erörtert werden im Anschluss die 
Rechte von Schwangeren und Eltern, so zum 
Beispiel zum Kindergeld, zum Kinderzuschlag, 
zum Unterhaltsvorschuss, zum Abbruch der 
Schwangerschaft, zur Mutter-Kind-Stiftung 
und zum Mutterschaftsgeld, zum Elterngeld 
für verschiedene Gruppen Anspruchsberech-
tigter sowie zu Krankenversicherungsleistun-
gen.

Ein gesondertes Kapitel widmet sich dem 
Unterhalt, der Unterhaltspflicht und den ver-
schiedenen Konstellationen der Unterhaltsver-
pflichtung – auch mit den dazugehörigen Ta-
bellen und Beispielrechnungen sowie dem 
Unterhalt getrennter bzw. geschiedener Ehe-
paare gegeneinander und für ihre Kinder.

Im Abschlusskapitel werden die vielfältigen 
Rechtswege aufgezeigt, Fristen und Möglich-
keiten bei Fristversäumnissen werden darge-
stellt, und es wird auf einstweilige Anordnun-
gen, Untätigkeitsklage und Dienstaufsichts- 
beschwerde eingegangen. Die Autorinnen 
beschäftigen sich dabei auch mit den Tücken 
der Prozesskostenhilfe (PKH) und informieren 
über die Verpflichtungen, die sich daraus für 
diejenigen, die PKH in Anspruch nehmen, bis 
zu vier Jahre danach ergeben.

Im Anhang wird auf Ermäßigungen und 
Vergünstigungen eingegangen, die bundesweit 
gewährt werden oder einen regionalen Zu-
schnitt haben. Ebenfalls dort finden sich auch 
eine Wohngeldtabelle, eine Übersicht zu Pfle-
geversicherungsleistungen, ein Stichwortver-
zeichnis, Verweise auf Internetseiten, Durch-
führungshinweise und wichtige Adressen.

Alles im allem handelt es sich um eine nütz-
liche Broschüre, die vor allem für Alleinerzie-
hende und Familien sowie andere Angehörige 
interessant ist und wichtig werden kann. Ein 
empfehlenswerter Ratgeber, in dem komplexe 
Sachverhalte recht einfach und nachvollzieh-
bar erklärt werden.

* Anne Allex ist »Sozialpolitische Wegeweiserin«. 
Siehe www.anne-allex.de

Beistand in Einstandsfragen
Anne Allex* stellt einen neuen Ratgeber vor

Prämien für 
neue Abos

Für jedes Geschenkabonnement und jedes selbst 
erworbene Jahresabonnement gibt es eine der  
folgenden Prämien (bitte ankreuzen)

	Anton Kobel (Hg.): 
»›Wir sind stolz auf unsere Kraft‹.  
Der lange und phantasievolle Kampf um  
die Tarifverträge 2013 im Einzelhandel«,  
Hamburg 2014

	Detlef Wetzel (Hg.): 
»Organizing. Die Veränderung der gewerkschaftli-
chen Praxis durch das Prinzip Beteiligung«,  
Hamburg 2013

	Joachim Hirsch, Oliver Brüchert, 
Eva-Maria Krampe u.a. (Hg.): 
»Sozialpolitik anders gedacht:  
Soziale Infrastruktur«,  
Hamburg 2013

Ich bin express-AbonnentIn und habe neben
stehende/n neue/n LeserIn geworben.  
Meine Anschrift:

Vor- und Zuname

Straße

PLZ	 Wohnort

Abonnement

Ich abonniere den express
n	 zur Probe 4 Nummern zum Preis von

10 Euro (nur gegen Vorkasse in Form von Brief-
marken, V-Scheck oder bar);

n	 zu nebenstehenden Bedingungen.

Ich zahle 

n 	mein Jahresabonnement (35 Euro) 
n 	meine Fördermitgliedschaft (60 Euro) 
n 	mein ermäßigtes Abo (18 Euro) – Beleg beifügen 
n 	mein Hartz IV-Abo (12 Euro) – Beleg beifügen 
n 	gegen Rechnung

Vor- und Zuname

Straße

PLZ Wohnort

Email

Datum	 1. Unterschrift

Diese Vereinbarung kann ich innerhalb von  
vier Wochen bei der AFP widerrufen:

2. Unterschrift
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Widerspruch e.V. Bielefeld: »Neuer  
Wegweiser durch den Amtsdschungel.  
Wie sichere ich meinen Lebensunter-
halt? Arbeitslosengeld II. Sozialhilfe.  
Grundsicherung«, 6. Auflage, Bielefeld 
2017, AJZ Druck & Verlag,  
ISBN 975-3-86039-012-2, 14 Euro


